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5. -

6. Die Bundesrepublik Deutschland dankt Schweden und Italien für ihre Bemerkungen zur Notifizierung
2017/0127/D und möchte dazu nachfolgende Antwort übermitteln:

Es wird darauf hingewiesen, dass der notifizierte Entwurf des Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung
in sozialen Netzwerken (NetzDG), der dem Mitgliedstaat Schweden zur Kenntnisnahme vorlag, in Absprache mit
der Kommission überarbeitet wurde, um größtmögliche Vereinbarkeit mit EU-Recht zu erreichen. In dieser Antwort
wird daher auf die Version des NetzDG Bezug genommen, in der das NetzDG am 30.06.2017 vom Deutschen
Bundestag verabschiedet wurde und am 1. Oktober 2017 in Kraft treten wird. 

Eine englische Übersetzung des NetzDG ist erhältlich unter
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/NetzDG_engl.html.

Antwort zu: Art und Anwendungsbereich des Gesetzes
Es hat eine Präzisierung des Anwendungsbereichs des Gesetzes stattgefunden. Der Anwendungsbereich erfasst
nur Plattformen, die dazu bestimmt sind, dass Nutzer beliebige Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder der
Öffentlichkeit zugänglich machen. Entscheidend ist, dass es sich bei den Inhalten um sogenannten
User-Generated-Content handelt, d.h. die Inhalte von den Nutzern und nicht den Betreibern der Plattform zur
Verfügung gestellt werden. Dabei ist es unerheblich, in welcher Form (z.B. Foto, Video, Audio oder Text) dies
geschieht. Digitale Musikdienste, die nur eigene Inhalte verbreiten und Nutzern keine Plattform bieten, eigene
Inhalte zu verbreiten, sind daher nicht vom Anwendungsbereich des NetzDG erfasst.

Eine weitere Einschränkung erfährt der Anwendungsbereich durch das Abstellen auf den bestimmungsgemäßen
Gebrauch der Plattform. Anbieter von Plattformen, die darauf angelegt sind, dass nur spezifische Inhalte verbreitet
werden, fallen nicht unter die Regelungen des NetzDG. Daher fallen z. B. Spieleplattformen, berufliche Netzwerke,
Fachportale oder Verkaufsplattformen nicht in den Anwendungsbereich.

Die Berichtspflicht nach § 2 NetzDG entfällt zudem für Anbieter sozialer Netzwerke, die im Kalenderjahr weniger
als 100 Beschwerden über rechtswidrige Inhalte erhalten. Dadurch wird sichergestellt, dass keine sozialen
Netzwerke erfasst werden, bei denen rechtswidrige Inhalte im Sinne von § 1 Absatz 3 NetzDG nur eine
untergeordnete Rolle spielen. Die vorgenommene Einschränkung dient der Wahrung der Verhältnismäßigkeit der
Berichtspflichten, die vor allem für kleinere Netzwerke oder Start-ups belastend sein können.

Durch die vorgenannten Präzisierungen wird erreicht, dass der Anwendungsbereich des NetzDG auf die sozialen
Netzwerke begrenzt ist, die eine große Relevanz für den gesellschaftlichen Diskurs besitzen.

Antwort zu: Nationale Forderung nach Datenspeicherung
In Bezug auf § 3 Abs. 2 Nr. 4 NetzDG wird darauf hingewiesen, dass die finale Version des NetzDG vorsieht, dass
die Speicherung lediglich innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinien 2000/31/EG und 2010/13/EU zu erfolgen
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hat. Die Bedenken des Mitgliedstaates Schweden in Hinsicht auf eine Beschränkung des freien
Dienstleistungsverkehrs sollten damit ausgeräumt sein.

Antwort zu: Verhältnis zu den Bestimmungen der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 NetzDG führt die Pflicht der Netzwerke ein, unverzüglich von einer Beschwerde Kenntnis zu
nehmen und zu prüfen, ob der in der Beschwerde gemeldete Inhalt rechtswidrig ist. Eine Prüfungspflicht der
sozialen Netzwerke besteht nur dann, wenn die vom NetzDG erfassten Beschwerden einem konkreten Inhalt
zugeordnet werden können. Die Beschwerde muss als Grundlage für die Einschätzung der Rechtswidrigkeit des
Inhalts geeignet sein. Dies bedeutet, dass nicht schon der Eingang der Beschwerde eine Kenntnis im Sinne von
Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr (E-Commerce-Richtlinie) auslöst, sondern
diese erst durch das Prüfergebnis erlangt werden kann. 

Die E-Commerce-Richtlinie definiert nicht ausdrücklich, wann Kenntnis vorliegt, es handelt sich dabei um einen
auslegungsbedürftigen aber auch auslegungsfähigen Rechtsbegriff. Ob eine Beschwerde Kenntnis i.S.v. Art. 14
Abs. 1 der E-Commerce-Richtlinie vermittelt, wird eine Frage des Einzelfalls sein. Dies wird davon abhängen, um
was für einen Inhalt bzw. mögliche Rechtsverletzung es sich handelt; so sind Inhalte denkbar, deren Strafbarkeit
selbsterklärend ist. In anderen Fällen wird die Vermittlung von Kenntnis i.S.v. Art 14 Abs. 1 der
E-Commerce-Richtlinie von weiteren Umständen abhängen, wie z.B. dem Inhalt der Beschwerde, sonstige dem
sozialen Netzwerk bekannte Umstände und ggf. weiterer Stellungnahme des Beschwerdeführers oder des Nutzers.

Offensichtlich rechtswidrige Inhalte sind gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 NetzDG innerhalb von 24 Stunden zu löschen
oder zu blockieren. Durch die Begrenzung auf offensichtlich rechtswidrige Inhalte enthält die Fristenvorgabe
bereits auf tatbestandlicher Ebene eine Eingrenzung. Sonstige rechtswidrige Inhalte sind gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 3
NetzDG unverzüglich (d.h. ohne schuldhaftes Zögern), in der Regel innerhalb von sieben Tagen zu entfernen bzw.
der Zugang zu ihnen zu blockieren. Durch die Flexibilisierung der zuvor starr formulierten Frist wird dem Gedanken
Rechnung getragen, dass bei schwierigen Fallkonstellationen eine abschließende Entscheidung innerhalb von
sieben Tagen nicht immer möglich ist.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass Artikel 14 Abs. 3 der E-Commerce-Richtlinie die Möglichkeit unberührt
lässt, dass die Mitgliedstaaten Verfahren für die Entfernung einer Information oder die Sperrung des Zugangs zu
ihr festlegen.
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